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Artikel der DSGVO / §§ des BDSG-neu Korrespondierende Erwägungsgründe Vergleichbare §§ des BDSG-alt 
Art. 4  - DSGVO Begriffsbestimmungen   

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck: 
4. „Profiling“ jede Art der automatisierten Verarbeitung per-

sonenbezogener Daten, die darin besteht, dass diese per-
sonenbezogenen Daten verwendet werden, um bestimmte 
persönliche Aspekte, die sich auf eine natürliche Person 
beziehen, zu bewerten, insbesondere um Aspekte bezüg-
lich Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit, per-
sönliche Vorlieben, Interessen, Zuverlässigkeit, Verhalten, 
Aufenthaltsort oder Ortswechsel dieser natürlichen Person 
zu analysieren oder vorherzusagen; 

15 „Gesundheitsdaten“ personenbezogene Daten, die sich 
auf die körperliche oder geistige Gesundheit einer natürli-
chen Person, einschließlich der Erbringung von Gesund-
heitsdienstleistungen, beziehen und aus denen Informatio-
nen über deren Gesundheitszustand hervorgehen; 

(35) Zu den personenbezogenen Gesundheitsda-
ten sollten alle Daten zählen, die sich auf den Ge-
sundheitszustand einer betroffenen Person bezie-
hen und aus denen Informationen über den frühe-
ren, gegenwärtigen und künftigen körperlichen o-
der geistigen Gesundheitszustand der betroffenen 
Person hervorgehen. Dazu gehören auch Informa-
tionen über die natürliche Person, die im Zuge der 
Anmeldung für sowie der Erbringung von Gesund-
heitsdienstleistungen im Sinne der Richtlinie 
2011/24/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates für die natürliche Person erhoben wer-
den, Nummern, Symbole oder Kennzeichen, die 
einer natürlichen Person zugeteilt wurden, um 
diese natürliche Person für gesundheitliche Zwe-
cke eindeutig zu identifizieren, Informationen, die 
von der Prüfung oder Untersuchung eines Körper-
teils oder einer körpereigenen Substanz, auch aus 
genetischen Daten und biologischen Proben, ab-
geleitet wurden, und Informationen etwa über 
Krankheiten, Behinderungen, Krankheitsrisiken, 
Vorerkrankungen, klinische Behandlungen oder 
den physiologischen oder biomedizinischen Zu-
stand der betroffenen Person unabhängig von der 
Herkunft der Daten, ob sie nun von einem Arzt o-
der sonstigem Angehörigen eines Gesundheitsbe-
rufes, einem Krankenhaus, einem Medizinprodukt 
oder einem In-Vitro-Diagnostikum stammen. 

Vgl. § 6a Abs. 1 Satz 2 
„Eine ausschließlich auf eine automatisierte Verarbei-
tung gestützte Entscheidung liegt insbesondere dann 
vor, wenn keine inhaltliche Bewertung und darauf ge-
stützte Entscheidung durch eine natürliche Person statt-
gefunden hat.“ 

Artikel 22 - Automatisierte Entscheidungen im Einzelfall 
einschließlich Profiling 

(71) Die betroffene Person sollte das Recht ha-
ben, keiner Entscheidung — was eine Maßnahme 
einschließen kann — zur Bewertung von sie be-
treffenden persönlichen Aspekten unterworfen zu 
werden, die ausschließlich auf einer automatisier-
ten Verarbeitung beruht und die rechtliche Wirkung 
für die betroffene Person entfaltet oder sie in ähnli-
cher Weise erheblich beeinträchtigt, wie die auto-
matische Ablehnung eines Online-Kreditantrags o-
der Online-Einstellungsverfahren ohne jegliches 

BDSG-alt - § 6a Automatisierte Einzelentscheidung 

(1)   Die betroffene Person hat das Recht, nicht einer aus-
schließlich auf einer automatisierten Verarbeitung — ein-
schließlich Profiling — beruhenden Entscheidung unterworfen 
zu werden, die ihr gegenüber rechtliche Wirkung entfaltet oder 
sie in ähnlicher Weise erheblich beeinträchtigt. 

(1) Entscheidungen, die für den Betroffenen eine rechtli-
che Folge nach sich ziehen oder ihn erheblich beein-
trächtigen, dürfen nicht ausschließlich auf eine automati-
sierte Verarbeitung personenbezogener Daten gestützt 
werden, die der Bewertung einzelner Persönlichkeits-
merkmale dienen. Eine ausschließlich auf eine automati-
sierte Verarbeitung gestützte Entscheidung liegt insbe-
sondere dann vor, wenn keine inhaltliche Bewertung und 
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menschliche Eingreifen. Zu einer derartigen Verar-
beitung zählt auch das „Profiling“, das in jeglicher 
Form automatisierter Verarbeitung personenbezo-
gener Daten unter Bewertung der persönlichen As-
pekte in Bezug auf eine natürliche Person besteht, 
insbesondere zur Analyse oder Prognose von As-
pekten bezüglich Arbeitsleistung, wirtschaftliche 
Lage, Gesundheit, persönliche Vorlieben oder In-
teressen, Zuverlässigkeit oder Verhalten, Aufent-
haltsort oder Ortswechsel der betroffenen Person, 
soweit dies rechtliche Wirkung für die betroffene 
Person entfaltet oder sie in ähnlicher Weise erheb-
lich beeinträchtigt. Eine auf einer derartigen Verar-
beitung, einschließlich des Profilings, beruhende 
Entscheidungsfindung sollte allerdings erlaubt 
sein, wenn dies nach dem Unionsrecht oder dem 
Recht der Mitgliedstaaten, dem der für die Verar-
beitung Verantwortliche unterliegt, ausdrücklich 
zulässig ist, auch um im Einklang mit den Vor-
schriften, Standards und Empfehlungen der Institu-
tionen der Union oder der nationalen Aufsichtsgre-
mien Betrug und Steuerhinterziehung zu überwa-
chen und zu verhindern und die Sicherheit und Zu-
verlässigkeit eines von dem Verantwortlichen be-
reitgestellten Dienstes zu gewährleisten, oder 
wenn dies für den Abschluss oder die Erfüllung ei-
nes Vertrags zwischen der betroffenen Person und 
einem Verantwortlichen erforderlich ist oder wenn 
die betroffene Person ihre ausdrückliche Einwilli-
gung hierzu erteilt hat. In jedem Fall sollte eine sol-
che Verarbeitung mit angemessenen Garantien 
verbunden sein, einschließlich der spezifischen 
Unterrichtung der betroffenen Person und des An-
spruchs auf direktes Eingreifen einer Person, auf 
Darlegung des eigenen Standpunkts, auf Erläute-
rung der nach einer entsprechenden Bewertung 
getroffenen Entscheidung sowie des Rechts auf 
Anfechtung der Entscheidung. Diese Maßnahme 
sollte kein Kind betreffen. 
 Um unter Berücksichtigung der besonde-
ren Umstände und Rahmenbedingungen, unter 
denen die personenbezogenen Daten verarbeitet 
werden, der betroffenen Person gegenüber eine 

darauf gestützte Entscheidung durch eine natürliche Per-
son stattgefunden hat. 

(2)   Absatz 1 gilt nicht, wenn die Entscheidung 
a) für den Abschluss oder die Erfüllung eines Vertrags zwi-

schen der betroffenen Person und dem Verantwortlichen 
erforderlich ist, 

b) aufgrund von Rechtsvorschriften der Union oder der Mit-
gliedstaaten, denen der Verantwortliche unterliegt, zuläs-
sig ist und diese Rechtsvorschriften angemessene Maß-
nahmen zur Wahrung der Rechte und Freiheiten sowie 
der berechtigten Interessen der betroffenen Person ent-
halten oder 

c) mit ausdrücklicher Einwilligung der betroffenen Person er-
folgt. 

(2) Dies gilt nicht, wenn 
1. die Entscheidung im Rahmen des Abschlusses oder 

der Erfüllung eines Vertragsverhältnisses oder eines 
sonstigen Rechtsverhältnisses ergeht und dem Be-
gehren des Betroffenen stattgegeben wurde oder 

2. die Wahrung der berechtigten Interessen des Be-
troffenen durch geeignete Maßnahmen gewährleis-
tet ist und die verantwortliche Stelle dem Betroffenen 
die Tatsache des Vorliegens einer Entscheidung im 
Sinne des Absatzes 1 mitteilt sowie auf Verlangen 
die wesentlichen Gründe dieser Entscheidung mit-
teilt und erläutert. 

(3)   In den in Absatz 2 Buchstaben a und c genannten Fällen 
trifft der Verantwortliche angemessene Maßnahmen, um die 
Rechte und Freiheiten sowie die berechtigten Interessen der 
betroffenen Person zu wahren, wozu mindestens das Recht 
auf Erwirkung des Eingreifens einer Person seitens des Ver-
antwortlichen, auf Darlegung des eigenen Standpunkts und 
auf Anfechtung der Entscheidung gehört. 

 

 (4)   Entscheidungen nach Absatz 2 dürfen nicht auf besonde-
ren Kategorien personenbezogener Daten nach Artikel 9 Ab-
satz 1 beruhen, sofern nicht Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a o-
der g gilt und angemessene Maßnahmen zum Schutz der 
Rechte und Freiheiten sowie der berechtigten Interessen der 
betroffenen Person getroffen wurden. 
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faire und transparente Verarbeitung zu gewährleis-
ten, sollte der für die Verarbeitung Verantwortliche 
geeignete mathematische oder statistische Verfah-
ren für das Profiling verwenden, technische und 
organisatorische Maßnahmen treffen, mit denen in 
geeigneter Weise insbesondere sichergestellt wird, 
dass Faktoren, die zu unrichtigen personenbezo-
genen Daten führen, korrigiert werden und das Ri-
siko von Fehlern minimiert wird, und personenbe-
zogene Daten in einer Weise sichern, dass den 
potenziellen Bedrohungen für die Interessen und 
Rechte der betroffenen Person Rechnung getra-
gen wird und mit denen verhindert wird, dass es 
gegenüber natürlichen Personen aufgrund von 
Rasse, ethnischer Herkunft, politischer Meinung, 
Religion oder Weltanschauung, Gewerkschaftszu-
gehörigkeit, genetischer Anlagen oder Gesund-
heitszustand sowie sexueller Orientierung zu dis-
kriminierenden Wirkungen oder zu Maßnahmen 
kommt, die eine solche Wirkung haben. Automati-
sierte Entscheidungsfindung und Profiling auf der 
Grundlage besonderer Kategorien von personen-
bezogenen Daten sollten nur unter bestimmten 
Bedingungen erlaubt sein.  

(72) Das Profiling unterliegt den Vorschriften 
dieser Verordnung für die Verarbeitung personen-
bezogener Daten, wie etwa die Rechtsgrundlage 
für die Verarbeitung oder die Datenschutzgrund-
sätze. Der durch diese Verordnung eingerichtete 
Europäische Datenschutzausschuss (im Folgen-
den „Ausschuss“) sollte, diesbezüglich Leitlinien 
herausgeben können. 

Art. 15 - Auskunftsrecht der betroffenen Person   

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwort-
lichen eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob sie betref-
fende personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist dies 
der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese perso-
nenbezogenen Daten und auf folgende Informationen: 
h) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung 

einschließlich Profiling gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 
und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige Infor-
mationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite 

(63) (…) Jede betroffene Person sollte daher 
ein Anrecht darauf haben zu wissen und zu erfah-
ren, insbesondere zu welchen Zwecken die perso-
nenbezogenen Daten verarbeitet werden und, 
wenn möglich, wie lange sie gespeichert werden, 
wer die Empfänger der personenbezogenen Daten 
sind, nach welcher Logik die automatische Verar-
beitung personenbezogener Daten erfolgt und wel-
che Folgen eine solche Verarbeitung haben kann, 

(3) Das Recht des Betroffenen auf Auskunft nach den §§ 
19 und 34 erstreckt sich auch auf den logischen Aufbau 
der automatisierten Verarbeitung der ihn betreffenden 
Daten. 
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und die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Ver-
arbeitung für die betroffene Person. 

zumindest in Fällen, in denen die Verarbeitung auf 
Profiling beruht. (…) 

§ 30 - Verbraucherkredite  § 29 Geschäftsmäßige Datenerhebung und -speiche-
rung zum Zweck der Übermittlung 

(1) Eine Stelle, die geschäftsmäßig personenbezogene Daten, 
die zur Bewertung der Kreditwürdigkeit von Verbrauchern ge-
nutzt werden dürfen, zum Zweck der Übermittlung erhebt, 
speichert oder verändert, hat Auskunftsverlangen von Darle-
hensgebern aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union genauso zu behandeln wie Auskunfts-verlangen inländi-
scher Darlehensgeber. 

 (6) Eine Stelle, die geschäftsmäßig personenbezogene 
Daten, die zur Bewertung der Kreditwürdigkeit von Ver-
brauchern genutzt werden dürfen, zum Zweck der Über-
mittlung erhebt, speichert oder verändert, hat Auskunfts-
verlangen von Darlehensgebern aus anderen Mitglied-
staaten der Europäischen Union oder anderen Vertrags-
staaten des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum genauso zu behandeln wie Auskunftsver-
langen inländischer Darlehensgeber. 

(2) Wer den Abschluss eines Verbraucherdarlehensvertrags o-
der eines Vertrags über eine entgeltliche Finanzierungshilfe 
mit einem Verbraucher infolge einer Auskunft einer Stelle im 
Sinne des Absatzes 1 ablehnt, hat den Verbraucher unverzüg-
lich hierüber sowie über die erhaltene Auskunft zu unterrich-
ten. Die Unterrichtung unterbleibt, soweit hierdurch die öffentli-
che Sicherheit oder Ordnung gefährdet würde. § 37 bleibt un-
berührt. 

 (7) Wer den Abschluss eines Verbraucherdarlehensver-
trags oder eines Vertrags über eine entgeltliche Finan-
zierungshilfe mit einem Verbraucher infolge einer Aus-
kunft einer Stelle im Sinne des Absatzes 6 ablehnt, hat 
den Verbraucher unverzüglich hierüber sowie über die 
erhaltene Auskunft zu unterrichten. Die Unterrichtung 
unterbleibt, soweit hierdurch die öffentliche Sicherheit o-
der Ordnung gefährdet würde. § 6a bleibt unberührt. 

§ 31 - Schutz des Wirtschaftsverkehrs bei Scoring und Bo-
nitätsauskünften 

 BDSG-alt - § 28b Scoring 

(1) Die Verwendung eines Wahrscheinlichkeitswerts über ein 
bestimmtes zukünftiges Verhalten einer natürlichen Person 
zum Zweck der Entscheidung über die Begründung, Durchfüh-
rung oder Beendigung eines Vertragsverhältnisses mit dieser 
Person (Scoring) ist nur zulässig, wenn  
1. die Vorschriften des Datenschutzrechts eingehalten wur-

den,  
2. die zur Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts genutz-

ten Daten unter Zugrundelegung eines wissenschaftlich 
anerkannten mathematisch-statistischen Verfahrens nach-
weisbar für die Berechnung der Wahrscheinlichkeit des 
bestimmten Verhaltens erheblich sind,  

3. für die Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts nicht 
ausschließlich Anschriftendaten genutzt wurden und  

4. im Fall der Nutzung von Anschriftendaten die betroffene 
Person vor Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts 
über die vorgesehene Nutzung dieser Daten unterrichtet 
worden ist; die Unterrichtung ist zu dokumentieren. 

 Zum Zweck der Entscheidung über die Begründung, 
Durchführung oder Beendigung eines Vertragsverhält-
nisses mit dem Betroffenen darf ein Wahrscheinlichkeits-
wert für ein bestimmtes zukünftiges Verhalten des Be-
troffenen erhoben oder verwendet werden, wenn  
1. die zur Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts ge-

nutzten Daten unter Zugrundelegung eines wissen-
schaftlich anerkannten mathematisch-statistischen 
Verfahrens nachweisbar für die Berechnung der 
Wahrscheinlichkeit des bestimmten Verhaltens er-
heblich sind, 

2. im Fall der Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts 
durch eine Auskunftei die Voraussetzungen für eine 
Übermittlung der genutzten Daten nach § 29 und in 
allen anderen Fällen die Voraussetzungen einer zu-
lässigen Nutzung der Daten nach § 28 vorliegen, 
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3. für die Berechnung des Wahrscheinlichkeitswerts 
nicht ausschließlich Anschriftendaten genutzt wer-
den, 

4. im Fall der Nutzung von Anschriftendaten der Be-
troffene vor Berechnung des Wahrscheinlichkeits-
werts über die vorgesehene Nutzung dieser Daten 
unterrichtet worden ist; die Unterrichtung ist zu doku-
mentieren. 

  BDSG-alt - § 28a Datenübermittlung an Auskunfteien 

(2) Die Verwendung eines von Auskunfteien ermittelten Wahr-
scheinlichkeitswerts über die Zahlungsfähig- und Zahlungswil-
ligkeit einer natürlichen Person ist im Fall der Einbeziehung 
von Informationen über Forderungen nur zulässig, soweit die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 vorliegen und nur solche 
Forderungen über eine geschuldete Leistung, die trotz Fällig-
keit nicht erbracht worden ist, berücksichtigt werden,  
1. die durch ein rechtskräftiges oder für vorläufig vollstreckbar 

erklärtes Urteil festgestellt worden sind oder für die ein 
Schuldtitel nach § 794 der Zivilprozessordnung vorliegt,  

2. die nach § 178 der Insolvenzordnung festgestellt und nicht 
vom Schuldner im Prüfungstermin bestritten worden sind,  

3. die der Schuldner ausdrücklich anerkannt hat,  
4. bei denen  

a) der Schuldner nach Eintritt der Fälligkeit der Forderung 
mindestens zweimal schriftlich gemahnt worden ist,  

b) die erste Mahnung mindestens vier Wochen zurückliegt, 
c) der Schuldner zuvor, jedoch frühestens bei der ersten 

Mahnung, über eine mögliche Berücksichtigung durch 
eine Auskunftei unterrichtet worden ist und  

d) der Schuldner die Forderung nicht bestritten hat oder  
5. deren zugrunde liegendes Vertragsverhältnis aufgrund von 

Zahlungsrückständen fristlos gekündigt werden kann und 
bei denen der Schuldner zuvor über eine mögliche Be-
rücksichtigung durch eine Auskunftei unterrichtet worden 
ist.  

Die Zulässigkeit der Verarbeitung, einschließlich der Ermitt-
lung von Wahrscheinlichkeitswerten, von anderen boni-
tätsrelevanten Daten nach allgemeinem Datenschutz-
recht bleibt unberührt. 

 (1) Die Übermittlung personenbezogener Daten über 
eine Forderung an Auskunfteien ist nur zulässig, soweit 
die geschuldete Leistung trotz Fälligkeit nicht erbracht 
worden ist, die Übermittlung zur Wahrung berechtigter 
Interessen der verantwortlichen Stelle oder eines Dritten 
erforderlich ist und 
1. die Forderung durch ein rechtskräftiges oder für vor-

läufig vollstreckbar erklärtes Urteil festgestellt wor-
den ist oder ein Schuldtitel nach § 794 der Zivilpro-
zessordnung vorliegt, 

2. die Forderung nach § 178 der Insolvenzordnung 
festgestellt und nicht vom Schuldner im Prüfungster-
min bestritten worden ist, 

3. der Betroffene die Forderung ausdrücklich anerkannt 
hat, 

4. 
a) der Betroffene nach Eintritt der Fälligkeit der For-

derung mindestens zweimal schriftlich gemahnt 
worden ist, 

b) zwischen der ersten Mahnung und der Übermitt-
lung mindestens vier Wochen liegen, 

c) die verantwortliche Stelle den Betroffenen rechtzei-
tig vor der Übermittlung der Angaben, jedoch frü-
hestens bei der ersten Mahnung über die bevorste-
hende Übermittlung unterrichtet hat und 

d) der Betroffene die Forderung nicht bestritten hat o-
der 

5. das der Forderung zugrunde liegende Vertragsver-
hältnis aufgrund von Zahlungsrückständen fristlos 
gekündigt werden kann und die verantwortliche 
Stelle den Betroffenen über die bevorstehende 
Übermittlung unterrichtet hat. 
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Satz 1 gilt entsprechend, wenn die verantwortliche Stelle 
selbst die Daten nach § 29 verwendet. 

  (2) Zur zukünftigen Übermittlung nach § 29 Abs. 2 dürfen 
Kreditinstitute personenbezogene Daten über die Be-
gründung, ordnungsgemäße Durchführung und Beendi-
gung eines Vertragsverhältnisses betreffend ein Bankge-
schäft nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, 8 oder Nr. 9 des 
Kreditwesengesetzes an Auskunfteien übermitteln, es 
sei denn, dass das schutzwürdige Interesse des Be-
troffenen an dem Ausschluss der Übermittlung gegen-
über dem Interesse der Auskunftei an der Kenntnis der 
Daten offensichtlich überwiegt. Der Betroffene ist vor Ab-
schluss des Vertrages hierüber zu unterrichten. Satz 1 
gilt nicht für Giroverträge, die die Einrichtung eines Kon-
tos ohne Überziehungsmöglichkeit zum Gegenstand ha-
ben. Zur zukünftigen Übermittlung nach § 29 Abs. 2 ist 
die Übermittlung von Daten über Verhaltensweisen des 
Betroffenen, die im Rahmen eines vorvertraglichen Ver-
trauensverhältnisses der Herstellung von Markttranspa-
renz dienen, an Auskunfteien auch mit Einwilligung des 
Betroffenen unzulässig. 

Artikel 19 - Mitteilungspflicht im Zusammenhang mit der 
Berichtigung oder Löschung personenbezogener Daten 

oder der Einschränkung der Verarbeitung 

  

Der Verantwortliche teilt allen Empfängern, denen personen-
bezogenen Daten offengelegt wurden, jede Berichtigung oder 
Löschung der personenbezogenen Daten oder eine Ein-
schränkung der Verarbeitung nach Artikel 16, Artikel 17 Ab-
satz 1 und Artikel 18 mit, es sei denn, dies erweist sich als un-
möglich oder ist mit einem unverhältnismäßigen Aufwand ver-
bunden. Der Verantwortliche unterrichtet die betroffene Per-
son über diese Empfänger, wenn die betroffene Person dies 
verlangt. 

 (3) Nachträgliche Änderungen der einer Übermittlung 
nach Absatz 1 oder Absatz 2 zugrunde liegenden Tatsa-
chen hat die verantwortliche Stelle der Auskunftei inner-
halb von einem Monat nach Kenntniserlangung mitzutei-
len, solange die ursprünglich übermittelten Daten bei der 
Auskunftei gespeichert sind. Die Auskunftei hat die über-
mittelnde Stelle über die Löschung der ursprünglich 
übermittelten Daten zu unterrichten. 

§ 37 - Automatisierte Entscheidungen im Einzelfall ein-
schließlich Profiling 

  

(1) Das Recht gemäß Artikel 22 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 2016/679, keiner ausschließlich auf einer automatisier-
ten Verarbeitung beruhenden Entscheidung unterworfen zu 
werden, besteht über die in Artikel 22 Absatz 2 Buchstabe a 
und c der Verordnung (EU) 2016/679 genannten Ausnahmen 
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hinaus nicht, wenn die Entscheidung im Rahmen der Leis-
tungserbringung nach einem Versicherungsvertrag ergeht 
und  
1. dem Begehren der betroffenen Person stattgegeben 

wurde oder  
2. die Entscheidung auf der Anwendung verbindlicher Ent-

geltregelungen für Heilbehandlungen beruht und der Ver-
antwortliche für den Fall, dass dem Antrag nicht vollum-
fänglich stattgegeben wird, angemessene Maßnahmen 
zur Wahrung der berechtigten Interessen der betroffenen 
Person trifft, wozu mindestens das Recht auf Erwirkung 
des Eingreifens einer Person seitens des Verantwortli-
chen, auf Darlegung des eigenen Standpunkts und auf 
Anfechtung der Entscheidung zählt. Der Verantwortliche 
informiert die betroffene Person über diese Rechte spä-
testens im Zeitpunkt der Mitteilung, aus der sich ergibt, 
dass dem Antrag der betroffenen Person nicht vollum-
fänglich stattgegeben wird. 

(2) Entscheidungen nach Absatz 1 dürfen auf der Verarbei-
tung von Gesundheitsdaten im Sinne des Artikels 4 Nummer 
15 der Verordnung (EU) 2016/679 beruhen. Der Verantwortli-
che sieht angemessene und spezifische Maßnahmen zur 
Wahrung der Interessen der betroffenen Person gemäß § 22 
Absatz 2 Satz 2 vor. 
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